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Economiesuisse-Präsident 
Gerold Bührer glaubt, dass 
die Schweiz mit dem Ja zur 
Personenfreizügigkeit bessere 
Karten in Bezug auf Investi-
tionsentscheide hat.

von Adrian Schumacher 

Wie beurteilen Sie mit einem Tag 
Abstand das Abstimmungsergebnis zur 
Personenfreizügigkeit?
Gerold Bührer: Ich bin natürlich sehr, 
sehr erfreut, dass wir nun zum fünften 
Mal ein Ja zum bilateralen Weg errei-
chen konnten. Persönlich bin ich sehr 
überrascht, dass das Ergebnis trotz der 
schlechten Wirtschaftslage noch deut-
lich besser ausgefallen ist als vor drei-
einhalb Jahren, als wir über die Auswei-
tung der Personenfreizügigkeit auf die 
zehn EU-Mitgliedsstaaten in Ostmittel-
europa abgestimmt haben. 

Welche Faktoren haben den Ausgang 
der Abstimmung letztlich entschieden?
Bührer: Zum einen haben die Stimmen-
den gesehen, dass sich der bilaterale 
Weg für die Schweiz wirtschaftlich aus-
bezahlt hat. Zum anderen ist das Be-
wusstsein vorhanden, dass jeder zweite 
Franken in der EU verdient wird und 
der offene Marktzugang nach Europa 
entscheidend ist. Schliesslich hat auch 
eine Rolle gespielt, dass die Schweiz im 
Falle eines Neins bei weiteren Verhand-
lungen als Bittstellerin nach Brüssel 
hätte reisen müssen.

Die Abstimmungskampagne der Econo-
miesuisse wurde im Vorfeld von den Be-
fürwortern als zu brav kritisiert. Wür-
den Sie die gleiche Strategie nochmals 
verfolgen?
Bührer: Ich bin mit unserem Abstim-
mungskampf und der Arbeit unserer 
Kampagnenmannschaft sehr zufrieden. 
Wir haben schon im vergangenen Som-
mer nach der Schlussabstimmung im 
Parlament mit der Kampagne begonnen 
und in einem zweiten Schritt auf das Su-
jet mit den Bäumen zurückgegriffen. 
Zum Schluss haben wir bewusst einen 

akzentuierten Abstimmungskampf ge-
führt, bei dem wir auch auf die Argu-
mente der Gegner eingegangen sind.

War dies eine Reaktion auf die Kritik?
Bührer: Nein. Das war von Anfang an 
so geplant. 

Hat das Ja einen Einfluss auf die Wirt-
schaftslage in der Schweiz?
Bührer: Der Rezession kann sich das 
Land auf die Schnelle nicht entziehen.

Was bedeutet das konkret?
Bührer: Trotz der bilateralen Verträge 
und des starken wirtschaftlichen Fun-
daments wird die Schweiz die Rezes-
sion in den nächsten Monaten deutlich 

zu spüren bekommen. Die Kurzarbeit 
und die Zahl der Arbeitslosen werden 
auch bei uns noch zunehmen. Die welt-
weite Konjunktur ist ein zu dominie-
rendes Element, als dass es aufgewo-
gen werden könnte durch noch so gute 
Beziehungen zur Europäischen Union 
– zumal sich diese gegenwärtig noch 
stärker im Abwärtstrend befindet als 
die Schweiz. Was das Ja indes bewirkt, 
ist die Tatsache, dass die Aussen- 
wirtschaftspolitik der Schweiz gegen-
über ihrem wichtigsten Handels-  
und Investitionspartner berechenbar 
bleibt. Dies sollte zumindest helfen,  
Investitionsentscheide zugunsten des 
Standorts Schweiz positiv zu beein-
flussen.

Haben Schweizer Unternehmen Entlas-
sungen aufgeschoben, um den Ausgang 
der Abstimmung nicht negativ zu  
beeinflussen?
Bührer: Bezüglich Kurzarbeit und Ent-
lassungen kann sich kein Unternehmer 
beliebig an einem Datum vorbeimogeln. 
Jene Firmen, die Kurzarbeit beantragen 
oder Personal entlassen müssen, fällen 
ihre Entscheidungen primär nach unter-
nehmerischen Kriterien. Auch dass das 
Seco (Staatssekretariat für Wirtschaft, 
d. Red.) die schlechten Arbeitslosenzah-
len für den Januar am Freitag vor der 
Abstimmung publiziert hat, war schon 
lange so vorgesehen. 

Was halten Sie von der Ankündigung 
der SVP, die noch am Sonntagabend ge-
sagt hat, dass man eine Initiative zur 
Einschränkung der Personenfreizügig-
keit prüfen wolle?
Bührer: Das ist für mich die Reaktion 
eines schlechten Verlierers. Man muss 
schauen, was aus der Ankündigung wird. 

Wie stellt sich die Economiesuisse zum 
Ziel der SP und der Grünen, eine De-
batte zum EU-Beitritt führen zu wollen?
Bührer: Die Position der Economie-
suisse ist seit Jahren klar, und sie bleibt 
es auch. Wir wollen den bilateralen 
Weg. Wir sind der Überzeugung, dass 
für die Schweiz weder ein EU-Beitritt 
noch ein Abseitsstehen in Frage kommt. 
Wir wollen die Kräfte nun darauf kon-
zentrieren, die bestehenden Abkommen 
im Landesinteresse umzusetzen und 
neue Verträge – hier stehen der Agrar-
freihandel und der Strombereich im 
Vordergrund – abzuschliessen.

Wie wird sich die Economiesuisse  
in die weiteren Verhandlungen 
mit der EU einbringen?
Bührer: Wir verfügen über ein System 
an internen Kommissionen und Exper-
tengruppen, die sich in der Schweiz und 
in Brüssel mit den Dossiers auseinan-
dersetzen. Ferner stehen wir in Kontakt 
mit den zuständigen Departementen 
und – soweit es das Agrarfreihandelsab-
kommen betrifft – auch mit dem Bauern-
verband. Auch befasst sich eine Arbeits-
gruppe seit längerem mit dem Steuer-
streit. Uns wird die Arbeit an der bilate-
ralen Front so schnell nicht ausgehen.

«EU-Beitritt kommt nicht in Frage»
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Brüssel Erleichterung dominiert in 
der europäischen Presse nach dem 
deutlichen Ausgang der Schweizer 
Volksabstimmung zur Personenfreizü-
gigkeit. «Europa macht keine Angst 
mehr», titelt die «Welt» am Montag. 
«Obwohl die Krise in vielen Ländern 
Europas Chauvinismus und Protektio-
nismus fördert, geht die Alpenrepublik 
den umgekehrten Weg», schreibt die 
deutsche Zeitung weiter. Eine «göttli-
che Überraschung» sind die 60-Prozent 
Ja-Stimmen gar für die «Libération». 
Die Schweiz werde damit «ein wenig 
europäischer», so das französische 
Blatt in seiner Online-Ausgabe. Das 
Votum zeige, dass die «enormen wirt-
schaftlichen und Handelsinteressen 
im Moment der Abstimmung mehr 
gewichteten als die Angst», analysiert 
die spanische «El País». Allerdings er-
innert die bulgarische «24 chasa Daily»: 
«Wegen der ‹schrecklichen› Balkane-
sen war die Konföderation drauf und 
dran, mit der EU zu brechen.» Dass 
das Verhältnis zur EU und nicht zu Ru-
mänien und Bulgarien den Ausschlag 
gab, daran lässt auch die rumänische 
«Adevarul» keinen Zweifel. «Die 
Schweiz akzeptiert uns aus Angst vor 
der EU.»

«Protestschrei» des Tessins
«Entgegen ihres Images als Isola-

tionisten» zeigten sich die Schweizer 
als zuverlässige Europäer, betont der 
«Spiegel» im Online-Kommentar. «Die 
Angstpropaganda der Gegner wirkte 
nicht, weil sie sich längst abgenutzt 

hat: Seit Jahrzehnten beschwört die 
SVP den Abstieg der Schweiz, für den 
Fall, dass sie sich Europa wirtschaft-
lich annähere – aber die Drohungen 
bewahrheiteten sich nicht.» Dass die 
Schweizerinnen und Schweizer trotz 
der Ängste und des «Ärgers über Deut-
sche» mit Ja stimmten, ist für «Die 
Presse» aus Österreich «ein grosser 
Erfolg der Befürworter der Ausweitung 
der Personenfreizügigkeit». Dem 
stimmt auch der «Corriere della Sera» zu. 
Die Zeitung verweist aber insbeson-
dere auf die «anti-italienische Front» 
des Tessins. Der «Protestschrei» des 
Südkantons könne nicht ungehört blei-
ben, greift das Blatt Stimmen aus dem 
Tessin auf.

Ära Blocher zu Ende?
«Die Schweizer haben eine ernste 

politische Krise mit der EU vereitelt», 
unterstreicht der Berliner «Tagesspie-
gel», der wie andere Medien erneut die 
Kampagne mit den schwarzen Raben 
aufgreift. Angesichts der engen wirt-
schaftlichen Verflechtung mit den 
Staaten der Europäischen Union 
scheint für das Blatt der Abstimmungs-
ausgang jedoch nicht überraschend. 
Auch der «Chef der SVP, Ex-Justiz
minister und Milliardär Christoph Blo-
cher» habe sich «nur halbherzig» für 
ein Nein engagiert. Anders sieht es die 
«Süddeutsche Zeitung». «Der Verlierer 
der Abstimmung heisst Christoph Blo-
cher», ist für den Kommentator klar. 
«Jetzt neigt sich die Ära Blocher dem 
Ende zu», so die Prognose. (sda)

Internationale Presseschau Die Schweizer  
erweisen sich als «zuverlässige Europäer»

Bern Bundesrätin Micheline Calmy-Rey 
will den Schwung der gewonnenen Ab-
stimmung nutzen, um die Verhandlun-
gen für ein Rahmenabkommen mit der 
EU zu beschleunigen. Am Donnerstag 
will sie mit EU-Aussenkommissarin 
Benita Ferrero-Waldner darüber spre-
chen. «Der bilaterale Weg ist ein 
schwieriger Weg», sagte Calmy-Rey am 
Montag gegenüber Radio DRS. Da sich 
das EU-Recht stetig entwickle, seien 
immer neue Verhandlungen mit der EU 
nötig. Dies sei mühsam und kompli-
ziert. Nun soll ein Rahmenabkommen 
mit der EU Abhilfe schaffen. Dieses soll 
die Anpassung des Schweizer Rechts 
an EU-Recht effizienter machen und 
der Schweiz mehr Mitsprache bei der 
Weiterentwicklung des EU-Rechts ver-
schaffen. Gleichzeitig soll die Schweiz 
weiterhin die Freiheit haben, nein zu 
sagen – auch mit Volksabstimmungen. 
Eine automatische Übernahme von EU-
Recht komme nicht in Frage, sagte die 
SP-Bundesrätin.

Positive Signale der CVP 
Die SVP stellte sich am Montag de-

zidiert gegen ein Rahmenabkommen 
mit der EU. «Dies ist lediglich eine 
Abkürzung, um hinter dem Rücken des 
Volkes den EU-Beitritt einzuleiten», 
sagte SVP-Sprecher Alain Hauert auf 
Anfrage. Auch die FDP ist skeptisch. 
«Das Rahmenabkommen hat das Poten-
tial, die bilateralen Beziehungen zu de-
stabilisieren», sagte FDP-Generalsekre-
tär Stefan Brupbacher. Positiver 
schätzt die CVP das Vorhaben ein. Ein 

gemeinsamer institutioneller Rahmen 
würde die bilateralen Verträge stärken, 
sagte die interimistische CVP-General-
sekretärin Alexandra Perina-Werz. 
Nicht in Frage kommt hingegen auch 
für die CVP die direkte Übernahme von 
EU-Recht. Für die SP ist ein Rahmenab-
kommen ein Schritt in die richtige Rich-
tung, mehr aber nicht. Nur der EU-Bei-
tritt könne den mühsamen Nachvollzug 
von EU-Recht beseitigen. Ein Rahmen-
abkommen mit der EU ist seit längerem 
im Gespräch. Ende 2005 beauftragte der 
Ständerat den Bundesrat, einen ent-
sprechenden Bericht auszuarbeiten. 
Auch figurieren Verhandlungen mit der 
EU über ein Rahmenabkommen in der 
Legislaturplanung 2007–2011. 

Leuthard geisselt «SVP-Klamauk»
Volkswirtschaftsministerin Doris 

Leuthard hat kein Verständnis für die 
angekündigte SVP-Initiative zur Ein-
schränkung der Personenfreizügigkeit. 
Die SVP nehme den Volkswillen nicht 
ernst, kritisierte sie. Am Sonntag sei 
der bilaterale Weg einmal mehr bestä-
tigt worden, sagte Leuthard am Montag 
im «Tagesgespräch» von Radio DRS. 
Die Ankündigung der SVP stufte sie als 
«Klamauk am Abstimmungstag» ein. 
Dies zeuge von einem seltsamen Demo-
kratieverständnis. Eine Absage erteilte 
Leuthard jedoch auch den Beitrittsfor-
derungen, die die Linke nach der Ab-
stimmung erhoben hatte. Insbesondere 
aus demokratiepolitischen und födera-
listischen Gründen sei ein Beitritt prob-
lematisch, sagte Leuthard. (sda)

Europapolitik Calmy-Rey will Rahmenabkommen, 
Leuthard kritisiert die SVP und die Linksparteien

Claude Longchamp

Ein Experte  
mit einigem  
Erklärungsbedarf
Bern Das Forschungsinstitut gfs.bern 
lag mit seinen Umfrageergebnissen 
nicht zum erstenmal ziemlich daneben. 
Doch Institutsleiter Claude Longchamp 
sieht den Fehler bei den Journalisten. 
Damit hat er aber nur teilweise recht. 
Longchamp war gestern ein gefragter 
Mann. Gefragter, als ihm lieb sein 
konnte. Auf Deutsch und Französisch 
musste er erklären, warum sein For-
schungsinstitut gfs.bern mit seinen 
Umfragen zur Abstimmung über die 
Personenfreizügigkeit nicht zum er-
stenmal danebenlag. 50 Prozent Ja, 43 
Prozent Nein, 7 Prozent Unentschlos-
sene, so lauteten die letzten Umfrage-
ergebnisse. 60 Prozent Ja, 40 Prozent 
Nein, so lautete das effektive Abstim-
mungsergebnis.

«Falsch interpretiert»
Doch wirklich verlegen wurde 

Longchamp wegen der Resultate 
nicht. Er griff auf seine bewährte Ver-
teidigungsstrategie zurück. Wichtigs-
tes Argument: Er und sein gfs.bern 
hätten nie behauptet, sie präsentier-
ten Vorhersagen. Man habe immer ge-
sagt, die letzte Umfrage beziehe sich 
auf den 20. Januar und nicht auf den  
8. Februar. Vielmehr seien es die Jour-
nalisten, welche die Ergebnisse zu 
einer Prognose uminterpretiert hät-
ten. Damit hat Longchamp teilweise 
recht. Medienschaffende verfallen oft 
der Versuchung, Umfrageergebnisse 
überzuinterpretieren, um eine gute 
Schlagzeile zu erhalten. Vielen dürf-
ten auch die statistischen Grund-
kenntnisse dazu fehlen, eine Umfrage 
richtig, also sehr vorsichtig zu deu-
ten.

Auch GFS spitzt Aussagen zu
Trotzdem macht es sich Longchamp 

etwas gar einfach. So, wie die Journalis-
ten ihre Artikel verkaufen wollen, so ist 
auch gfs.bern auf Abnehmer seiner Stu-
dien angewiesen. Der Versuchung, Aus-
sagen zuzuspitzen, trotzen daher auch 
Demoskopen nicht immer. Das zeigt 
sich etwa im Umgang des Instituts mit 
dem sogenannten Stichprobenfehler. 
Da immer nur eine kleine, zufällig aus-
gewählte Gruppe und nicht alle Stimm-
berechtigten befragt werden, gibt die-
ser an, in welchem Bereich das Resultat 
für alle Stimmberechtigten mit 95-pro-
zentiger Wahrscheinlichkeit liegt. Das 
GFS gibt zwar an, dass der Stichpro-
benfehler bei rund 3 Prozent liegt. Dass 
ein «gemessener» Nein-Anteil von 43 
Prozent damit auch 40 oder 46 Prozent 
Nein zum Zeitpunkt der Erhebung be-
deuten kann, wird aber nur ganz am 
Rande erwähnt. Der Grund ist klar und 
lässt sich besonders krass am Beispiel 
von Wahlumfragen zeigen: Denn wer 
würde sich schon für ein Umfrageergeb-
nis interessieren, das den Grünen 7 bis 
13 Prozent Wähleranteil zuspricht?

Zu kleine Stichproben
Besonders heikel ist, dass gfs.bern 

immer wieder mit sehr kleinen Unter-
gruppen arbeitet. So sagt das Institut 
in seiner letzten Umfrage etwa, 60 Pro-
zent der Grün Wählenden wollten der 
Personenfreizügigkeit zustimmen. Bei 
einer gesamthaften Stichproben-
grösse von 854 Personen dürfte sich 
diese Aussage auf deutlich unter 
100  Grüe Wählende beziehen. Es 
braucht keine profunden Statistik-
kenntnisse, um zu verstehen, dass 
damit dem Zufall Tür und Tor geöffnet 
werden. Letztlich stimmt auch Long-
champs Trumpf mit dem Verweis, die 
letzte Umfrage beziehe sich eben auf 
einen früheren Zeitpunkt als den Ab-
stimmungssonntag, nicht wirklich. 
Vielmehr gibt er gfs.bern die Möglich-
keit, beliebig Ereignisse der letzten 
Abstimmungsphase heranzuziehen, 
um damit die eigene Abweichung vom 
Endresultat zu erklären. Ob die Um-
frage für den gewählten Zeitpunkt 
gestimmt hat, kann mangels Daten ja 
niemand nachprüfen. (mbr)


